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Der Link zum Recht
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Rechtslage 
Der Verein ist ein auf Dauer angelegter Personenzusammenschluss, mit dem ein bestimmter, typischerweise nicht-wirtschaftlicher Zweck verfolgt wird. Rechtspersönlichkeit erlangt der Verein durch schriftlich niedergelegte Statuten (siehe Musterstatuten).

1. Definition des Vereins

Der Verein ist in Art. 60−79 des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (ZGB) geregelt. Er ist ein auf Dauer angelegter Zusammenschluss von natürlichen und/oder juristischen Personen zur Verfolgung eines bestimmten, typischerweise nicht wirtschaftlichen Zwecks, wie z.B. politischer, religiöser, wissenschaftlicher, künstlerischer, wohltätiger und geselliger Aufgaben. Daneben dürfen Vereine einen wirtschaftlichen Zweck verfolgen, aber nur, solange sie kein kaufmännisches Unternehmen betreiben. Der Zweck ist wirtschaftlich, wenn den Mitgliedern durch die Vereinstätigkeit ein konkreter geldwerter Vorteil verschafft werden soll. In der Schweiz gibt es ca. 80'000 Vereine (Stand 2010). Knapp die Hälfte davon bilden Sportvereine (FIFA, Turnvereine etc.), gefolgt von Vereinen im Bereich Kultur und Künste sowie im Sozialwesen (z.B. Selbsthilfegruppen, Wohnheime für Behinderte etc.).

Der Verein wird zu einer juristischen Person, sobald er über schriftliche Statuten verfügt (siehe Musterstatuten). Mit den Statuten erlangt der Verein eigene Rechtspersönlichkeit, d.h. er ist Träger von Rechten und Pflichten. Die Statuten bilden die Grundordnung des Vereins. Sie bestimmen Zweck, Mittel und Organisation des Vereins sowie dessen Verhältnis zu den Mitgliedern. Der Verein ist in seiner Ausgestaltung grundsätzlich frei. Grenzen bilden die zwingenden Bestimmungen im Gesetz, wie z.B. die Schriftlichkeit der Statuten (Art. 60 ZGB) oder die unentziehbaren Kompetenzen der Vereinsversammlung.

Abzugrenzen ist der Verein von der Stiftung im Sinne von Art. 80 ff. ZGB, ebenfalls eine gängige Rechtsform für gemeinnützige Organisationen. Die Stiftung ist auch eine juristische Person mit Rechten und Pflichten. Im Unterschied zum Verein hat die Stiftung indes keine Mitglieder, sondern verfügt über ein verselbständigtes Vermögen, das einem bestimmten Zweck gewidmet wird. Erfüllt ein Verein mit der Zeit immer mehr stiftungsähnliche Aufgaben (z.B. Beschaffung und Verteilung von Vermögen für einen bestimmten Zweck), ist die Möglichkeit einer "Umwandlung" in eine Stiftung in Betracht zu ziehen. Dabei wird das Vermögen des Vereins auf eine neu zu gründende Stiftung übertragen. Der Verein kann liquidiert werden oder besteht fort und wird z.B. Gönnerverein der neuen Stiftung.

2. Organisation des Vereins

Der Verein handelt durch seine Organe. Gesetzlich vorgesehen sind die Vereinsversammlung als oberstes Organ, der Vorstand und ausnahmsweise die Revisionsstelle bzw. ein Revisor. 

Die Vereinsversammlung wird in der Regel durch den Vorstand einberufen; diese Kompetenz kann aber auch einem anderen Organ in den Statuten übertragen werden. Zwingend ist indes die Einberufung durch die Vereinsmitglieder, wenn 1/5 der Mitglieder dies verlangt (Art. 64 Abs. 3 ZGB). Zu den unentziehbaren Kompetenzen der Vereinsversammlung gehören insbesondere der Erlass und die Änderung der Statuten, das Aufsichtsrecht über die anderen Organe und die Auflösung des Vereins. 

Der Vorstand ist das Exekutivorgan. Er besorgt die Geschäftsführung und vertritt den Verein nach aussen. Um Kompetenzüberschreitungen mit der Vereinsversammlung zu vermeiden, empfiehlt es sich, die Befugnisse des Vorstands in den Statuten festzulegen. Zu beachten ist hierbei, dass die Aufgabe der Buchführung zwingend ist (Art. 69a ZGB). Ausserdem wird die Zahl der Vorstandsmitglieder statutarisch bestimmt. Der Vorstand sollte mindestens eine Präsidentin / einen Präsidenten und eine Vizepräsidentin / einen Vizepräsidenten haben. Kann der Vorstand nicht mehr gemäss den Statuten bestellt werden, erfolgt die Auflösung des Vereins von Gesetzes wegen (Art. 77 ZGB). 

Die Revisionsstelle bzw. der Revisor ist für den Verein grundsätzlich nicht obligatorisch. Seit 2008 schreibt das Gesetz aber in zwei Ausnahmefällen eine Revisionsstelle vor. Erstens ist ein (grösserer) Verein ordentlich revisionspflichtig, wenn er gewisse Schwellenwerte (Bilanzsumme, Umsatzerlös, Vollzeitstellen, siehe Art. 69b Abs. 1 ZGB) überschreitet. Zweitens ist ein Verein eingeschränkt revisionspflichtig, wenn ein Vereinsmitglied mit persönlicher Haftung oder Nachschusspflicht dies verlangt (Art. 69b Abs. 2 ZGB). Die Anforderungen an die Revisionsstelle und deren Aufgaben ist den Vorschriften zur Aktiengesellschaft gemäss Art. 727b ff. des Obligationenrechts zu entnehmen. Ferner kann der Verein seine Buchführung freiwillig durch eine Revisionsstelle prüfen lassen. Dies wird aus Gründen der internen Kontrolle und Verantwortlichkeit des Vorstandes empfohlen. Die Durchführung der Revision ist in den Statuten festzuhalten. 

Die Statuten können weitere Organe einführen, ohne dass den anderen Organen die zwingend im Gesetz zugewiesenen Aufgaben entzogen werden dürfen. Zum Beispiel können in Vereinen Sektionen, Ausschüsse, technische Kommissionen, Geschäftsstellen, Sekretariate oder Schiedsorgane gebildet werden.

3. Eintragung in das Handelsregister

Der Verein ist grundsätzlich nicht verpflichtet, aber berechtigt, sich in das Handelsregister eintragen zu lassen. Vorteil ist die Publikationswirkung des Handelsregisters. 

Eine Pflicht zur Eintragung besteht für den Verein nur, wenn er entweder für seinen (nicht-wirtschaftlichen) Zweck ein nach kaufmännischer Art geführtes Gewerbe betreibt oder revisionspflichtig ist (Art. 61 Abs. 2 ZGB). Durch die Eintragung in das Handelsregister unterliegt der Verein der Konkurs- und Wechselbetreibung (Art. 39 des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs). 

4. Name und Sitz des Vereins

Der Name des Vereins kann grundsätzlich frei gewählt werden. Insbesondere kann die Rechtsform im Namen angeführt werden. Zu beachten ist aber, dass der Name sich klar von anderen Vereinsnamen unterscheiden muss. Er darf auch nicht täuschend sein. Falls der Name z.B. nationale, territoriale und regionale Bezeichnungen enthält ("schweizerisch", "international"), sind im Falle einer Eintragung in das Handelsregister Unterlagen einzureichen, die etwa über das geographische Tätigkeitsgebiet des Vereins Auskunft geben. Befindet sich ein Verein im Konkurs, ist der Zusatz "in Liquidation" anzuführen. 

Das Gesetz verlangt für den Sitz keine ausdrückliche Bezeichnung in den Statuten. Schweigen die Statuten bezüglich des Sitzes, befindet sich der Sitz an dem Ort, wo die Verwaltung des Vereins tatsächlich geführt wird. In den Statuten kann z.B. der jeweilige Wohnsitz des Präsidenten als Sitz bestimmt werden. Zu beachten ist, dass in diesem Fall der Sitz bei einem Präsidentenwechsel ändert. Bei regelmässiger Tätigkeit und regem Postverkehr des Vereins ist die Bestimmung eines festen Sitzes zu empfehlen. Wird keine Adresse bezeichnet, unter welcher der Verein erreichbar ist, und soll der Verein in das Handelsregister eingetragen werden, kann eine c/o-Adresse angegeben werden. Hierzu muss der Domizilhalter erklären, dass er dem Verein an seiner Adresse Rechtsdomizil gewährt (siehe auch Domizilannahmeerklärung).

5. Haftung für Verbindlichkeiten

Für die Verbindlichkeiten des Vereins haftet seit 2005 von Gesetzes wegen ausschliesslich das Vereinsvermögen (Art. 75a ZGB). Das bedeutet, dass keine persönliche Haftung der Mitglieder für die Schulden des Vereins besteht. In den Statuten kann von dieser Regelung abgewichen werden, indem insbesondere eine persönliche Haftung oder eine Nachschusspflicht der Mitglieder festgelegt wird. In diesen Fällen ist bei einer Eintragung des Vereins in das Handelsregister ein Verzeichnis der Mitglieder einzureichen, welches durch ein Mitglied des Vorstandes zu unterzeichnen ist.

6. Vereinsmitgliedschaft

Einem Verein können natürliche und/oder juristische Personen sowie Personengesellschaften (z.B. Einfache Gesellschaft) beitreten. Im Einzelnen bestimmen die Statuten, wer Mitglied werden darf. Rassistische oder diskriminierende Aufnahmekriterien sind verboten. Die Statuten können verschiedene Mitgliederkategorien vorsehen, wie z.B. Aktiv-, Passiv-, Ehren-, Gründungsmitglieder, Einzel- und Familienmitglieder etc.). Über die Aufnahme von neuen Mitgliedern entscheidet grundsätzlich die Vereinsversammlung (Art. 65 ZGB). Diese Kompetenz kann in den Statuten einem anderen Organ übertragen werden.

Mitgliederbeiträge können nur verlangt werden, wenn eine Beitragspflicht in den Statuten festgelegt wurde. Die Höhe der Beiträge kann mittels Reglement oder Vereins- bzw. Vorstandsbeschluss (gemäss den Statuten) bestimmt werden. Insbesondere können die Beiträge für verschiedene Mitgliederkategorien unterschiedlich hoch ausfallen. Eine Form des Mitgliederbeitrages ist zudem die Nachschusspflicht, mit der die Mitglieder gegenüber dem Verein zur Deckung allfälliger Verluste statuarisch verpflichtet werden können. 

Die Mitgliedschaft kann auf mehreren Wegen beendet werden. Zum einen kann ein Mitglied seinen Austritt erklären. Hierbei sind die Fristen in Art. 70 Abs. 2 ZGB zu beachten. Diese können in den Statuten abgekürzt werden; eine Erschwerung des Austritts ist also nicht möglich. Ein sofortiger Austritt aus wichtigem Grund ist hingegen jederzeit möglich, wenn ein Verbleiben im Verein nicht mehr zumutbar ist. Zum anderen können Mitglieder ausgeschlossen werden (Art. 72 ZGB). Die Statuten können Ausschlussgründe auflisten (z.B. wiederholte Nichtzahlung des Mitgliederbeitrages) oder den Ausschluss ohne Angabe von Gründen vorsehen. Schweigen die Statuten, ist ein Ausschluss zumindest jederzeit aus wichtigem Grund möglich. Die Vereinsversammlung ist grundsätzlich zuständig, über den Ausschluss eines Vereinsmitgliedes zu entscheiden, soweit die Statuten kein anderes Organ hierfür bestimmt haben. In jedem Fall ist das betreffende Mitglied vor der Beschlussfassung zwingend anzuhören. 

Grundsätzlich ist die Vereinsmitgliedschaft nicht übertragbar (Art. 70 Abs. 3 ZGB). Die Statuten können indes sowohl die rechtsgeschäftliche Übertragung der Mitgliedschaft als auch deren Vererblichkeit festlegen. 

7. Gründung und Auflösung des Vereins

Für die Gründung eines Vereins genügt die Einigung von zwei Gründungsmitgliedern, einen typischerweise nicht-wirtschaftlichen Zweck verfolgen zu wollen. Zusätzlich sind schriftliche Statuten zu errichten. Darin ist der Wille, als Körperschaft zu bestehen, deutlich zu äussern. Die Statuten sind durch die Gründungsmitglieder oder den Vorstand zu unterzeichnen. Gründungsmitglieder können natürliche und/oder juristische Personen sein. Die Gründungsmitglieder müssen nicht in den Statuten aufgelistet, sondern sollen vielmehr im Gründungsprotokoll oder in einer Präsenzliste festgehalten werden. 

Ein Verein kann sich jederzeit selbst auflösen. Nötig ist ein formell richtig zustande gekommener Vereinsbeschluss (Art. 76 ZGB). Von Gesetzes wegen erfolgt die Auflösung, wenn der Verein zahlungsunfähig ist oder der Vorstand nicht mehr gemäss den Statuten bestellt werden kann (Art. 77 ZGB). Schliesslich kann auch das Gericht den Verein auf Klage auflösen, wenn der Zweck widerrechtlich oder unsittlich ist (Art. 78 ZGB). Mit dem Eintritt des Auflösungsgrundes verliert der Verein nicht sofort seine Rechtspersönlichkeit. Vielmehr tritt der Verein zunächst in die Liquidationsphase ein. Sobald keine Aktiven und Verpflichtungen mehr bestehen, geht die Rechtspersönlichkeit des Vereins unter.

